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Analyse

Und wieder ist der mexikanischen 
Polizei ein Schlag gegen die Drogen-
mafia gelungen, den sie gegenüber  
der Öffentlichkeit als «folgenreich»,  
ja «entscheidend» feiert. 

Vergangene Woche hat eine 
Spezialeinheit in Mexico City den 
36-jährigen Oscar García Montoya 
verhaftet, Chef einer Bande mit dem 
skurrilen Namen «Die Hand mit 
Augen». García Montoya wütete selbst 
für mexikanische Verhältnisse mit 
unfassbarer Brutalität. Als ehemaliger 
Gefreiter der Marine und Absolvent 
einer militärischen Sonderausbildung 
sei er Härte gewohnt, sagte er nach 
seiner Verhaftung. 

Oft enthauptete und zerstückelte er 
seine Opfer eigenhändig, um deren 
Körperteile in der Hauptstadt oder 
dem umliegenden Bundesstaat Estado 
de México zu verteilen. Es waren 
zumeist kleine Drogenkuriere, die sich 
geweigert hatten, für ihn zu arbeiten. 

Oder die ein paar Gramm Kokain 
abgezweigt hatten. Daher der Name 
der Gruppe: Die Dealer sollten in der 
ständigen Furcht leben, überwacht 
und bei der geringsten Verfehlung 
gnadenlos bestraft zu werden. Fast 
immer liess «Die Hand mit Augen» eine 
Botschaft zurück, wobei sie den 
Ermordeten selber sprechen liess.  
Auf einem Zettel, der neben dem 
abgeschlagenen Kopf eines Opfers lag, 
hiess es: «Mein Name ist Iván Cruz, 
und ich bin geköpft worden, weil ich 
Geschäftsleute erpresst habe.» 
Niemand, der nicht selber zur Bande 
gehörte, durfte kriminellen Aktivitäten 
nachgehen. Für García Montoya war 
dies «göttliche Gerechtigkeit».

In jüngster Zeit haben die mexikani-
schen Ordnungskräfte viele Mafiabosse 
verhaftet oder erschossen, und doch 
tobt der Drogenkrieg weiter. Denn fast 
jedes Mal, wenn die Polizei einen Capo 
erwischt, brechen unter dessen 

Getreuen Nachfolgekämpfe aus.  
Die Unterbosse gründen ihre eigenen 
Organisationen, die sich gegenseitig 
bekriegen und neue Territorien 
erobern müssen. 

Genau so war es auch bei García 
Montoya. Nachdem er aus der Armee 
desertiert war und eine Zeit lang als 
Gemeindepolizist gearbeitet hatte, 
begann er seine kriminelle Karriere 
beim Kartell der Gebrüder Beltran 
Leyva. Als dessen Anführer nach und 
nach ausgeschaltet wurden, schuf er 
Ende 2010 «Die Hand mit Augen». Bei 
seiner ersten Vernehmung gab García 
Montoya zu, 300 Morde selber 
begangen und 300 weitere in Auftrag 
gegeben zu haben. Ausserdem habe er 
geplant, in den nächsten Tagen sechs 
seiner Untergebenen umzubringen, 
weil er vermute, sie seien ihm untreu 
geworden. Er hätte die Opfer zerstü-
ckelt und die Tat gefilmt. «Wir haben 
eines der gefährlichsten Subjekte des 

Landes verhaftet. García Montoya zeigt 
nicht die geringste Reue», sagte der 
Generalstaatsanwalt des Estado de 
México.

Zum Verhängnis wurde dem Drogen-
boss, dass er vor dem Einschlafen sein 
Handy nicht ausgeschaltet hatte. Der 
Polizei gelang es, das Gerät zu orten. 
Auf den Erfolg der Ordnungskräfte fällt 
allerdings ein Schatten, wie er 
bezeichnend ist für die Zustände in 
Mexiko: Beim nächtlichen Sturm auf 
die Wohnung des Gesuchten drangen 
die Uniformierten zunächst irrtümli-
cherweise in die Heime von drei 
unschuldigen Familien ein. Dabei 
zerschlugen sie Mobiliar und stahlen 
Wertgegenstände. 

Einer der Betroffenen ist der 
bekannte Dichter Efraín Bartolomé. 
Anderntags stellte er eine Schilderung 
des polizeilichen Übergriffes sowie 
Fotos seiner zerstörten Einrichtung  
ins Internet.          
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Der gefährlichste Mexikaner

In der aktuellen Wirtschaftslage tritt 
ein paradoxes Element der Marktwirt-
schaft zutage: die selbsterfüllende 
Prophezeiung. Eine Idee wird zur 
Realität, unabhängig vom Wahrheits-
gehalt, allein durch den Glauben der 
Marktakteure. So stürzte der Wert der 
französischen Grossbank Société 
Générale vergangene Woche trotz 
guter Ergebnisse zwischenzeitlich um 
fast ein Viertel ab. Das englische Boule-
vardblatt «Mail on Sunday» hatte ein 
unfundiertes Gerücht über deren 
lamentablen Zustand abgedruckt. Bei 
Anlegern ging die Nachricht von Black-
berry zu Blackberry, global in das 
Portfolio – woraufhin der Kurs der 
Bank sank. Wir seien in einer neuen 
Welt, sagen Händler, Forscher und Poli-
tiker. In einer Welt, in der alles sich 
neu arrangiere, in der alles, was früher 
als sicher galt, wie US-Staatsanleihen, 
plötzlich angezweifelt wird.

Auch auf staatlicher Seite, wo derzeit 
wegen hoher Schulden und erschöpfter 
Notenbanken die realen Mittel 
aufgebraucht scheinen, sind es die 
Worte, die zählen. Ein Beispiel aus der 
Schweiz ist der Frankenkurs. Die Politik 
wusste nicht, was tun, da gab die 
Nationalbank ein Interview. Resultat: 
«Schweizer Machtwort zum Franken», 
titelte die Financial Times Deutschland 
am Freitag, «eine Zentralbank macht 
nur eine kleine Andeutung, und 
prompt reagieren die Märkte wie 
gewünscht.» Der Kurs des Euro stieg 
um fast zehn Prozent im Verhältnis zum 
Franken. Fazit: Das Mittel der 
Verbalintervention ist zum wirkungs-
vollen Bestandteil des geldpolitischen 
Instrumentariums geworden.

Schriftsteller an die Macht
Gespannt warten wir in Anbetracht  
der allgemeinen Unsicherheit auf die 
weiteren Prophezeiungen von Autoritä-
ten. Draussen in der Welt machen 
Gerüchte eines Double Dips, eines 
zweiten Abschwungs die Runde. Worte 
werden mitbestimmen, ob wir tatsäch-
lich hineinfallen. Ein Blick auf die 
weltweit grundsätzlich blühende 
Realwirtschaft – China ist nach wie vor 
kraftvoll, sogar die USA verzeichnen 
Wachstum – zeigt: gut möglich, dass 
wir nicht hineinfallen. Doch warten wir 
auf die Worte, die dazu folgen. Sie 
zählen derzeit mehr als Taten. Viel-
leicht ist es Zeit, dass Schriftsteller  die 
Wirtschaft in die Hand nehmen.

In England tobt angeblich der Mob. Der 
englische Premier reduziert die Unru-
hen auf das Werk von «Kriminellen».
John Pitts, Kriminologe und Experte 
für Jugendkultur, präzisiert: Die meis-
ten Plünderer seien junge Menschen, 
die nichts zu verlieren hätten, «weil sie 
keine Zukunft haben». 

In Wirklichkeit sind diese «jungen 
Menschen» ausnahmslos junge Männer 
in einer spezifischen Lage: kein 
Schulabschluss, keine Ausbildung, 
kein Job, keine familiäre Sicherheit 
und keine Hoffnung auf Besserung. So 
sind sie tickende Zeitbomben. Es 
braucht eine Nichtigkeit, und es 
kommt zur Explosion.

Vor dieser Entwicklung haben 
weitsichtige Soziologen wie zum 
Beispiel Lord Dahrendorf schon vor 
rund 20 Jahren gewarnt. Hatte 
Dahrendorf noch die Gefahr wachsen-
der Gruppierungen von jungen 
Männern benannt, die aus der 
Arbeitsgesellschaft herausgefallen sind 
und sich aufgrund eines traditionalisti-
schen Männerbildes keinen veränder-
ten Bedingungen anpassen können, 
gab es nur wenige Jahre später schon  
ganze Stadtviertel, die von diesen 
«angry young men» geprägt wurden  
– etwa Norris Green in Liverpool, Moss 
Side in Manchester oder Tottenham in 
London.

Abgekoppelte Quartiere
Diese Entwicklung ist zunehmend auch 
in den grossen deutschsprachigen 
Städten feststellbar. Auch hier gibt es 
Quartiere, die von der jeweiligen 
Gesamtstadt abgekoppelt sind. Dort 
bildet sich dann – in den Worten einer 
deutschen Untersuchung – «eine 
Schicht von überwiegend männlichen 
Personen heraus, die sich mit minima-
len Bedürfnissen einrichten und am 
allgemeinen gesellschaftlichen Leben 
kaum mehr teilnehmen». Diese Realität 
und ihre Folgen lassen sich in einen 
soziologischen Dreisatz fassen: Desin-
tegration gleich Dezivilisierung gleich 
Anomie. Dezivilisierung bedeutet 
zunehmende Verwahrlosung  und 
Missachtung von Leben und Besitz, 
was schliesslich in die Anomie führt, 
wo Normlosigkeit herrscht und jede 
Ordnung zerfallen ist. London lebt vor, 
was auch dem Kontinent droht.

* Der Autor ist emeritierter Soziologie
professor und Männerforscher.
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Noch wissen wir nicht, worüber im 
September in der UNO-Generalver-
sammlung genau abgestimmt wird. Ein 
Antrag auf eine UNO-Vollmitgliedschaft 
Palästinas ist aufgrund des Wider-
stands der USA eher unwahrscheinlich. 
Realistischerweise geht es um die Frage 
einer Anerkennung des palästinensi-
schen Staates auf der Basis der Gren-
zen von 1967. Eine entsprechende 
Resolution wäre zwar rechtlich nicht 
bindend, wohl aber von grosser politi-
scher Symbolik.

Die europäischen Staaten stehen  
im Rampenlicht dieser Palästina- 
Debatte. Zu den über 100 Staaten, die 
Palästina bereits anerkannt haben, 
gehören nur wenige westliche Länder. 
Da die USA eine Anerkennung derzeit 
ausschliessen, hängt ein Erfolg der 
palästinensischen Initiative wesentlich 
von den Europäern ab. Auch die 
Schweiz wird deshalb von beiden 
Seiten heftig umworben. Heute Montag 
wird sich die aussenpolitische 
Kommission des Ständerats über  
 das Thema unterhalten. 

Völkerrecht hilft nicht weiter
Ihre traditionellen aussenpolitischen 
Orientierungshilfen nützen der 
Schweiz in dieser heiklen Frage wenig.

Das Völkerrecht gibt keine 
eindeutige Antwort darauf, ob 
Palästina die Voraussetzungen eines 
Staates erfüllt. Umstritten bleibt 
insbesondere, inwiefern von einer 
effektiven Staatsgewalt gesprochen 
werden kann. Einerseits haben die 
Palästinenser unter Premier Fayyad 
die institutionellen und administrati-
ven Grundlagen für einen Staat 
verbessert. Andererseits existieren 
trotz des Versöhnungsabkommens 
zwischen Fatah und Hamas nach wie 
vor zwei rivalisierende Regierungen. 
Wichtige gesamtpalästinensische 
Organe sind kaum funktionsfähig. 

Auch die Neutralität bietet keine 
Richtschnur. Egal wie sich die Schweiz 
entscheidet, sie wird wichtige Partner 
brüskieren. Enthält sie sich der 
Stimme, wird sie faktisch zum 
Nein-Lager gezählt werden. Ebenso 
wenig kann sie sich in diesem Fall an 
der EU ausrichten, wie sie das jüngst in 
ihrer Iran- und Syrien-Politik gemacht 
hat. Europa ist in der Anerkennungs-
frage gespalten. 

Was tun also? Der Bundesrat sollte 
seine Position in dieser Sache im 
Kontext der Schweizer Nahostpolitik 
beziehen. Mit Blick auf das Ziel einer 
Zweistaatenlösung erscheint eine 
vorzeitige Anerkennung Palästinas 
dabei kontraproduktiv.

Zwar ist der Gang der Palästinenser 
zur UNO durchaus nachvollziehbar: 
Israel zeigt sich seit Jahren kaum 
kompromissbereit. Die Anzahl Siedler 
hat sich seit Beginn des Friedenspro-
zesses Anfang der 1990er-Jahre mehr 
als verdoppelt. US-Präsident Barack 
Obama hat seinen Worten kaum Taten 
folgen lassen und sieht sich einem 
einseitig pro-israelischen Kongress 
gegenüber. Ein breit anerkannter Staat 
würde den Palästinensern denn auch 
mehr politisches Gewicht und neue 
juristische Handlungsoptionen 
verleihen. Gleichzeitig würde 
innerhalb Palästinas ein solcher Erfolg 
innerhalb der UNO die radikalislami-
sche Hamas schwächen: Diese müsste 
sich entweder von der Resolution 
distanzieren oder dann Israels 
Existenzrecht implizit anerkennen. Das 
wäre ganz im Sinne des Westens.

Aufwind für Hardliner
Und doch überwiegen die Nachteile 
einer Anerkennung. Der Weg über die 
UNO kann den Palästinensern zwar ein 
Mehr an symbolischer Staatlichkeit 
bringen. In der Praxis wird er ihren 
Staatsbildungsprozess aber in die Krise 
stürzen. Ohne die Kooperationsbereit-
schaft Israels und die finanzielle Unter-

stützung der USA werden die von 
Premier Fayyad erzielten Fortschritte 
im Aufbau effektiver staatlicher Struk-
turen nicht nachhaltig sein. Die Wirt-
schafts- und Sicherheitslage der Palästi-
nenser dürfte sich dementsprechend 
wieder verschlechtern. Noch gravieren-
der ist, dass bei einer breiten Anerken-
nung Palästinas die Hardliner inner-
halb Israels weiter erstarken dürften. 
Eine Verhandlungslösung im Nahost-
konflikt wird dann in noch weitere 
Ferne rücken. Ohne eine Einigung mit 
Israel kann ein Palästinenserstaat aber 
nicht lebensfähig sein. 

Schweiz sollte helfen
Die Schweiz sollte versuchen, einen 
Beitrag zu leisten, damit die Perspekti-
ven für eine tragfähige Zweistaatenlö-
sung nicht gänzlich schwinden. Zu 
einer solchen Politik gehört, dass sie 
zusammen mit anderen Staaten nach 
Wegen sucht, wie die Palästinenser 
ohne Gesichtsverlust von ihrer UNO-In-
itiative abkehren könnten. Eine UNO-
Resolution mit konkreten Eckwerten 
für eine Konfliktregelung wäre hier ein 
möglicher Ausweg.

* Der Autor forscht am Center for Security 
Studies der ETH Zürich.
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Galerie in Ramallah: Eine Fahne für jeden Staat, der Palästina anerkennt. Foto: Reuters


